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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
Betriebsprüfungen kann man nicht planen.

Sie kommen meistens unverhofft, melden sich aber in der 
Regel mindestens zwei Wochen vor Prüfungsbeginn mit 
einer Prüfungsanordnung an.

Im 21. Jahrhundert möchte kaum ein Betriebsprüfer noch 
Papierunterlagen prüfen. Schon seit mehreren Jahren hat 
der Prüfer das Recht, die Daten in digitaler Form vom Un-
ternehmer und vom Steuerberater einzufordern mit dem 
Ziel, schneller, leichter und umfassender die Überprüfung 
vorzunehmen. Dazu bedient er sich extra dafür ausgeleg-
ter Prüfsoftware. Mittlerweile sind Prüfungsschwerpunkte 
nicht nur die Bareinnahmen, Ausgangsrechnungen, Kal-
kulationen, Eigenverbrauch, Privateinlagen u. ä. sondern 
auch die Vorsysteme und Prozesse im Unternehmen.

Hier gilt es zu prüfen, ob die steuerrelevanten digitalen Da-
ten genauso archiviert wurden wie die Papierunterlagen 
der vergangenen Jahre. Auch müssen die Dateien zeitnah 
als unveränderbar und für das Finanzamt in einem maschi-
nenlesbaren und auswertbaren Format vorhanden sein.

Was sind „steuerrelevante Daten”? Dazu kann auch der 
Email-Schriftverkehr gehören, der die frühere Briefpost 
ersetzt. Das bedeutet, dass auch Mails mit wichtigen 
Inhalten elektronisch archiviert werden müssen.

Alle diese Prozesse müssen in einer Verfahrensdokumen-
tation dargestellt werden. Das gehört langfristig mit zur 
Vorbereitung einer Betriebsprüfung.

Sprechen Sie uns an, wir beraten Sie gern, denn jedes 
Unternehmen ist anders und braucht auch im Steuerrecht 
individuell zugeschnittene Lösungen.

*Erklärungen siehe Seite 4

Termine Juli 2017*

Steuerart	 Fälligkeit  	 	Ende der Schonfrist bei Zahlung 
			  durch Überweisung� 	   Scheck2

Lohnsteuer, Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag3	 10. 7. 2017	 13. 7. 2017	 7. 7. 2017
Kapitalertragsteuer	
Solidaritätszuschlag
Umsatzsteuer4	 10. 7. 2017	 13. 7. 2017	 7. 7. 2017
Sozialversicherung 5	 27. 7. 2017	 entfällt	 entfällt

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Schüler können in den Ferien im Rahmen eines kurzfristigen 
Beschäftigungsverhältnisses unbegrenzt Geld verdienen, ohne 
sozialversicherungsp�ichtig zu werden. Voraussetzung dafür 
ist, dass die Dauer des Ferienjobs bei einer Arbeitswoche von 
mindestens fünf Tagen höchstens drei Monate beträgt. Bei einer 
Arbeitswoche unter fünf Tagen dürfen gesamt 70�Arbeitstage 
nicht überschritten werden. Eine geringfügige Beschäftigung liegt 
jedoch nicht mehr vor, wenn diese berufsmäßig ausgeübt wird 
und das Arbeitsentgelt 450�€ im Monat übersteigt.
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen kur-
zen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein Arbeitsentgelt von bis 
zu 450�€ im Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die sog. 
Minijobs anzuwenden.
Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 
20.�Juli bis 1.�September�2017 montags bis freitags in einer Firma 
und erhält dafür ein Entgelt von insgesamt 900�€. Es entsteht kei-
ne Sozialversicherungsp�icht, weil er nicht mehr als drei Monate 
arbeitet. Am 1.�Oktober�2017 vereinbaren sie, dass Paul fortan 
für monatlich 450�€ weiterarbeitet. Ab diesem Tag hat der Ar-
beitgeber pauschale Sozialversicherungsabgaben, Pauschalsteuer 
und Umlagen an die MinijobZentrale der Bundesknappschaft zu 
entrichten. Außerdem wird ein Arbeitnehmeranteil zur Renten-
versicherung einbehalten, sofern Paul keine Befreiung von der 
Rentenversicherungsp�icht beantragt.
Hinweis: Wegen weiterer zu beachtender Vorschriften (z.�B. 
Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie) sollte eine Abstimmung 
mit dem Steuerberater erfolgen.

�£  Sozialversicherung …....………………………………………

Die Ferienzeit beginnt
Schüler als Aushilfen

Ferienjobber 

gesucht!
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➔  Einkommensteuer ....…………………………………………

Arbeitsvertrag
Gestaltungsmöglichkeiten
Ein freiberuflich tätiger Unternehmer zahlte einer bei ihm be-
schäftigten Mitarbeiterin keinen Barlohn. Stattdessen stellte er 
ihr ein auch zur privaten Nutzung berechtigendes Fahrzeug zur 
Verfügung. Der nach der 1 -%-Methode zu versteuernde geld-
werte Vorteil entsprach dem für die geleistete Arbeit zu zahlenden 
Lohn für einen Minijob. Bei der Mitarbeiterin handelte es sich 
um die frühere Lebensgefährtin des Unternehmers, mit der er 
noch in einem Haus, aber in getrennten Haushalten lebte. Die 
Nähe der Wohnungen zueinander wurde mit Rücksicht auf die 
gemeinsame noch minderjährige Tochter gewählt.

Nach Überzeugung des Niedersächsischen Finanzgerichts basierte 
die der Arbeitnehmerin im Wege des Sachlohns gezahlte Vergü-
tung auf einem steuerlich anzuerkennenden Arbeitsverhältnis. 
Die Mitarbeiterin war die einzige im Unternehmen beschäftigte 
Arbeitnehmerin. Sie nahm für das Unternehmen die Verwaltungs-
aufgaben war. Dadurch bestehen keine Zweifel an der Notwen-
digkeit der Beschäftigung einer Bürokraft. Das Arbeitsverhältnis 
entsprach ebenso wie die Höhe der dafür vereinbarten Vergütung 
dem zwischen ansonsten fremden Personen Üblichen.
Die Vereinbarung eines Sachlohns statt eines Barlohns sah das 
Finanzgericht als unwesentlich an. Es steht dem Unternehmer 
frei, in welcher Höhe und Form er einen Arbeitnehmer entlohnt. 
Unter Berücksichtigung eines anzuerkennenden Arbeitsverhält-
nisses ist es nicht Aufgabe des Steuerrechts, Einfluss auf unter-
nehmerische Entscheidungen zu nehmen. Dass das Fahrzeug 
von der Mitarbeiterin nur in einem Umfang von ca. 35 % für 
betriebliche Zwecke genutzt wurde und dadurch die Kosten für 
den Umfang der 65 %igen Privatnutzung höher waren als der von 
ihr zu versteuernde 1%ige geldwerte Vorteil, ist hinzunehmen. 
Die 1%-Regelung ist eine gesetzlich ausdrücklich zugelassene 
Schätzungsmethode.
Einfluss auf die Entscheidung des Finanzgerichts hatte auch die 
Tatsache, dass die Mitarbeiterin neben ihrer Aushilfstätigkeit einer 
weiteren hauptberuflichen Tätigkeit nachging.
Der Bundesfinanzhof muss unter Umständen abschließend über 
den Fall entscheiden.

➔ Umsatzsteuer ……........

Taxiunternehmen
Krankentransporte
Die Beförderung von kran-
ken und verletzten Personen 
mit besonders eingerich-
teten Fahrzeugen ist um-
satzsteuerfrei. Ein Taxiunternehmer war der Auffassung, dass 
aufgrund seines besonderen Vertrags mit einer privatwirtschaft-
lichen Klinik diese Befreiungsvorschrift für ihn keine Anwendung 
fände. Er versteuerte die Umsätze aus Rollstuhltransporten je 
nach Fahrtstrecke mit dem Regel- bzw. ermäßigten Steuersatz. 
Dementsprechend wurde auch der volle Vorsteuerabzug in 
Anspruch genommen. Im Rahmen einer Prüfung behandelte 
das Finanzamt diese Umsätze als steuerfrei, forderte die in den 
Rechnungen unberechtigt ausgewiesene Umsatzsteuer und 
kürzte die Vorsteuern entsprechend.
Das Finanzgericht des Landes SachsenAnhalt hat dies bestätigt. 
Gleichzeitig wurde der Antrag des Taxiunternehmers zurück-
gewiesen, die in den betreffenden Rechnungen ausgewiesene 
Umsatzsteuer nicht bezahlen zu müssen, obwohl zwischenzeitlich 
die Rechnungen mit fehlerhaft ausgewiesener Umsatzsteuer 
berichtigt worden waren. Hierzu weist das Gericht darauf hin, 
dass diese Rechnungsberichtigung nicht auf den Zeitpunkt der 
Ausstellung zurückwirkt, sondern erst im Berichtigungszeitraum 
zum Tragen kommt. Damit war die fehlerhaft ausgewiesene 
Umsatzsteuer zunächst zu entrichten.
(Quelle: Beschluss des Finanzgerichts des Landes SachsenAnhalt)

➔  Einkommensteuer ....……………

Rekultivierung von
Grundstücken
Berechnung der Rückstellung
Übernimmt ein Pächter eines Grundstücks in einem Vertrag 
gegenüber dem Eigentümer des Grundstücks die Verpflich-
tung, die Rekultivierung des Grundstücks vorzunehmen, 
so muss er für die ihm daraus entstehenden künftigen 
Aufwendungen in der Handels- und Steuerbilanz eine 
Rückstellung bilden und jährlich (ratierlich) erhöhen.
Das Finanzgericht BadenWürttemberg hat entschieden, 
dass eine für Deponierekultivierung angesammelte Rück-
stellung in der Steuerbilanz abzuzinsen ist. Abzinsungs-
zeitraum ist der Zeitraum bis zum Beginn der Erfüllung 
der Verpflichtung.
Hinweis: Verbindlichkeiten und Rückstellungen sind 
in der Steuerbilanz grundsätzlich abzuzinsen. Ausge-
nommen hiervon sind 
Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen, deren 
Laufzeiten am Bilanz-
stichtag weniger als 
zwölf Monate betra-
gen, die verzinslich 
sind oder auf einer 
Anzahlung bzw. Vor-
ausleistung beruhen.
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Krankheitskosten
Günstigere Berechnung
Das Sammeln von Arztrechnungen und Apothekenquittungen 
lohnt sich jetzt noch mehr als bisher, denn der Bundesfinanzhof 
hat die Berechnung der abziehbaren außergewöhnlichen Belas-
tungen zugunsten der Steuerzahler geändert.
Krankheitskosten können grundsätzlich als außergewöhnliche 
Belastung geltend gemacht werden. Sie werden jedoch um die 
zumutbare Belastung gekürzt. Diese bestimmt sich nach dem 
Familienstand und der Höhe des Gesamtbetrags der Einkünfte. Sie 
beträgt zwischen einem und sieben Prozent des Gesamtbetrags 
der Einkünfte. In drei Stufen steigt die zumutbare Belastung mit 
dem Gesamtbetrag der Einkünfte an. Bislang wurde der ermittelte 
Prozentsatz auf den kompletten Gesamtbetrag der Einkünfte 
einer Stufe angewendet.
Nach der neuen Berechnung wird nur der Teil des Gesamtbe-
trags der Einkünfte, der den jeweiligen Grenzbetrag übersteigt, 
mit dem höheren Prozentsatz belastet. Dadurch ist gegenüber 
der früheren Berechnung die zumutbare Belastung bei höheren 
Einkommen geringer und folglich die Steuerersparnis höher.
Beispiel: Ein Ehepaar mit einem Kind hat in einem Jahr 4.148 € 
an Krankheitskosten gezahlt. Der Gesamtbetrag der Einkünfte 
der Eheleute beträgt 51.835  €. Nach der bisherigen Berech-
nungsmethode beträgt die zumutbare Belastung der Eheleute 
4 % von 51.835 €, also 2.073,40 €.

Nach der neuen Berechnungsmethode ist die zumutbare 
Belastung in drei Schritten zu ermitteln:

bis 15.340 €	 2 %	 306,80 €
bis 51.130 €	 3 %	 1.073,70 €
bis 51.835 €	 4 %	 28,20 €
zumutbare Belastung		  1.408,70 € 

Es werden damit 664,70 € Krankheitskosten zusätzlich berück-
sichtigt.

Ein seit 1991 verheiratetes Ehepaar wohnte seit 2001 getrennt. 
Für 2012 lehnte das Finanzamt deshalb eine Zusammenver-
anlagung ab. Das Ehepaar argumentierte dagegen, dass es 
lediglich räumlich, nicht aber persönlich und geistig getrennt 
lebte. Die Ehefrau war als Ärztin berufstätig und nur wegen 
der schwierigen familiären Situation durch die im selben Haus 
lebende pflegebedürftige Mutter des Mannes ausgezogen. 
Die Eheleute trafen sich weiterhin regelmäßig abends und 
an Wochenenden und unternahmen gemeinsame Ausflüge, 
Urlaube und sonntägliche Kirchenbesuche. Die Kosten hierfür 
und den Unterhalt des gemeinsamen Sohnes trugen beide 
stets gemeinsam. Andere Partner gab es niemals. Außerdem 
war geplant, auf einem gemeinsamen Grundstück einen 
Bungalow zu errichten, um dort wieder zusammenzuziehen.
Diese Argumente überzeugten das Finanzgericht Münster. Es 
glaubte dem Ehepaar, die persönliche und geistige Gemein-
schaft trotz der räumlichen Trennung aufrechterhalten zu 
haben. Dass das Ehepaar grundsätzlich getrennt wirtschaftete 
und getrennte Konten führte, sei heutzutage auch bei räumlich 
zusammen lebenden Eheleuten üblich.

Wird ehrenamtlichen Richtern eine Entschädigung für entgan-
gene Einnahmen aus nichtselbstständiger Tätigkeit gezahlt, un-
terliegt diese der Einkommensteuer. Eine Entschädigung für Zeit-
versäumnis ist dagegen nicht steuerbar, so der Bundesfinanzhof.
In dem entschiedenen Fall erhielt ein Angestellter als Schöffe 
beim Landgericht Entschädigungen für Zeitversäumnis und Ver-
dienstausfall. Das Finanzamt sah die Entschädigungen insgesamt 
als steuerpflichtige Einnahmen an. Doch nur die Entschädigung 
für den Verdienstausfall ist steuerbar. Sie tritt an die Stelle ent-
fallender Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit.

Ehrenamtliche Richter
Einnahmen steuerpflichtig?

Zusammenveranlagung
Räumliche Trennung schädlich?

Steuerfreier Auslandslohn
Rentenbeiträge als Sonderausgaben?
Sozialversicherungsbeiträge, die in wirtschaftlichem Zusammen-
hang mit steuerfreiem Auslandslohn stehen, dürfen nicht als 
Vorsorgeaufwendungen abgezogen werden. Diesen Grundsatz 
hat jetzt das Niedersächsische Finanzgericht hinsichtlich der 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung aufgehoben und 
entschieden, dass sie als Altersvorsorgeaufwendungen steuerlich 
geltend gemacht werden können.
Im entschiedenen Fall war ein in Deutschland wohnender Ar-
beitnehmer auch in der niederländischen Betriebsstätte seines 
Arbeitgebers tätig. Sein Arbeitslohn entfiel zu rund 50 % auf 
die ausländische Betriebsstätte. Der niederländische Lohn war 
in Deutschland steuerfrei. Die Beiträge zur gesetzlichen Renten-
versicherung wurden vom Gesamtlohn berechnet und abgeführt. 
Das Finanzamt berücksichtigte nur die auf den Inlandslohn ent-
fallenden Rentenversicherungsbeiträge.
Das Gericht erkannte auch die auf den Auslandslohn entfallenden 
Beiträge als Altersvorsorgeaufwendungen an, weil der Arbeitneh-
mer die Beiträge in den Niederlanden nicht absetzen konnte und 
er später seine Rente im Inland versteuern muss.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.
Hinweis: Zu den Altersvorsorgeaufwendungen gehören neben 
den Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung auch die Bei-
träge zu den landwirtschaftlichen Alterskassen, den berufsstän-
dischen Versorgungseinrichtungen sowie zur sog. Rürup-Rente. 
Sie sind 2017 zu 84 % der Aufwendungen, höchstens aber in 
Höhe von 23.362 € für Ledige bzw. 46.724 € für Verheiratete/
Lebenspartnerschaften, abzugsfähig.
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➔  Einkommensteuer 

1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteuer-
anmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen 
eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszah-
lern für das abgelaufene Kalendervierteljahr.

4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlän-
gerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljah-
reszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

5	 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 
am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 

Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin 
für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d.  h. 
am 25.07.2017) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten 
bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. 

	 Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt.

Doppelte Haushaltsführung
Nachweis bei Alleinstehenden

Kindergeld

Ein Vater bezog in Deutschland Kindergeld für seine Tochter. 
Während eines zweijährigen Auslandsaufenthalts behielt die 
Familie das ihr in Deutschland gehörende Einfamilienhaus, be-
wohnte es aber nicht. Die Familienkasse versagte deshalb für die 
Zeit des Auslandsaufenthalts das Kindergeld, weil der Vater nicht 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig gewesen sei.
Zu Recht, befand das Niedersächsische Finanzgericht.
Anspruch auf Kindergeld hat, wer in Deutschland Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hat oder ohne Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt in Deutschland unbeschränkt einkommensteu-
erpflichtig ist. Dafür muss eine Wohnung vorhanden sein, die 
objektiv benutzbar ist und mit einer gewissen Regelmäßigkeit 
und Gewohnheit auch tatsächlich benutzt wird. Gelegentliche 
Urlaube oder Besuche reichen dafür nicht. Da die Familie über-
haupt nicht in Deutschland war, hatte sie ihren Wohnsitz mit 
Beginn des Auslandsaufenthalts aufgegeben und erst mit der 
endgültigen Rückkehr nach Beendigung des Auslandsaufenthalts 
wiederbegründet.

Einmaliges Sterbegeld
Als Rente zu versteuern
Angehörige bestimmter Berufsgruppen, z.  B. Rechtsanwälte, 
Ärzte oder Steuerberater, sind unter bestimmten Vorausset-
zungen von der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht befreit 
und zahlen ihre Vorsorgeaufwendungen für das Alter in ein 
berufsständisches Versorgungswerk. Die Rentenleistungen des 
Versorgungswerks sind wie die gesetzliche Rente zu versteuern.
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass auch ein einmaliges 
Sterbegeld, welches das Versorgungswerk dem überlebenden 
Ehegatten des Mitglieds neben der laufenden Hinterbliebenen-
rente zahlt, der Rentenbesteuerung unterliegt. Der Ehemann 
der Hinterbliebenen war Mitglied in einem berufsständischen 
Versorgungswerk und verstarb 2008. Der Besteuerungsanteil 
für Renten mit Rentenbeginn 2008 beträgt 56 %. Daher waren 
56 % des Sterbegelds in die Bemessungsgrundlage für die Ein-
kommensteuer einzubeziehen. Die Gewährung des ermäßigten 
Steuersatzes für Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten lehnte 
der Bundesfinanzhof ab.

Schädlicher Auslandsaufenthalt

Ein Mann kommt spät nachts aus seiner Stammkneipe
nach Hause. Durch den Lärm wacht seine Frau auf und fragt 
ihn, was er denn für einen Lärm macht. – Er: „Die Schuhe sind 
umgefallen." – Sie: „Das macht doch nicht so einen Krach." –
Er: „Ich stand noch drin."

Arbeitnehmer können die notwendigen Mehraufwendungen, 
die aufgrund einer beruflich veranlassten doppelten Haushalts-
führung entstehen, bei ihren Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit als Werbungskosten ansetzen. Zu berücksichtigen sind 
u. a. die Kosten der Unterkunft am Beschäftigungsort, die Fahrt-
kosten für die Familienheimfahrten und zeitlich begrenzt für drei 
Monate die Mehraufwendungen für Verpflegung.
Eine doppelte Haushaltsführung liegt nur vor, wenn der Arbeit-
nehmer außerhalb des Orts, in dem er einen eigenen Haus-
stand unterhält, beschäftigt ist und auch am Beschäftigungsort 
übernachtet. Bedingung ist, dass neben der Zweitwohnung ein 
anderswo liegender Erst- oder Haupthausstand unterhalten wird. 
Das Vorliegen eines eigenen Hausstands setzt das Innehaben 
einer eigenen Wohnung sowie eine finanzielle Beteiligung an 
den Kosten der Lebensführung voraus. Ob eine doppelte Haus-
haltsführung vorliegt, ist bei alleinstehenden Arbeitnehmern 
häufig schwierig zu beantworten. Das Finanzgericht des Landes 
SachsenAnhalt stellt auf die Gesamtwürdigung aller Umstände 
des Einzelfalls ab. Es weist darauf hin, dass bei alleinstehen-
den Arbeitnehmern mit zunehmender Dauer der auswärtigen 
Unterkunft grundsätzlich immer mehr dafür spricht, dass die 
eigentliche Haushaltsführung und auch der Mittelpunkt der Le-
bensinteressen am Beschäftigungsort liegen oder dorthin verlegt 
wurden. Wird die Heimatwohnung nur noch zu Besuchszwecken 
vorgehalten, liegt keine doppelte Haushaltsführung mehr vor.
Möglicherweise muss der Bundesfinanzhof noch entscheiden.
Hinweis: Im Einzelfall ist von Jahr zu Jahr nachzuweisen oder 
glaubhaft zu machen, dass der Haupt- oder Ersthaushalt nicht 
nur zu Besuchszwecken vorgehalten wird. Durch die Möglich-
keit, dass sich der Lebensmittelpunkt auch in den Jahren nach 
der erstmaligen Begründung der doppelten Haushaltsführung 
verlagern kann, ist auf den Nachweis oder die Glaubhaftma-
chung zu achten.


